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1 Vorbemerkung

Die Clearingstelle EEG|KWKG1 ist die im Auftrag des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Klimaschutz2 betriebene, neutrale Einrichtung zur Vermeidung und
Klärung von Streitigkeiten sowie Anwendungsfragen des EEG und KWKG. Sie be-
zieht grundsätzlich nur Stellung zu politischen Strategien und Gesetzgebungsvorha-
ben, wenn und soweit die Stellungnahme dazu beitragen kann, nach Auffassung der
Clearingstelle Streitigkeiten und Anwendungsfragen zu vermeiden.

Diese Stellungnahme ist allein in diesem Sinne zu verstehen und erhebt keinen An-
spruch auf Vollständigkeit.

2 Stellungnahme

2.1 Zu Abschnitt 3.1 c) – Besondere Solaranlagen/Parkplatz-PV-
Anlagen

In der derzeitigen Festlegung 8175–07-00–21/1 der Bundesnetzagentur3 vom 1. Ok-
tober 2021, auf die über § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchstabe d) EEG 20234 i. V. m.
§ 85c EEG 2023 verwiesen wird, heißt es:

„Parkplatzflächen in und unter Gebäuden im Sinne des § 3 Num-
mer 23 EEG sind nicht umfasst.“

Folglich sind Solaranlagen auf, an oder in Gebäuden nicht als Solaranlagen auf Park-
platzflächen im Sinne der Festlegung zu betrachten.

Rechtsunsicherheiten könnten sich insofern ergeben, als die Ansicht vertre-
ten werden könnte, dass generell nur solche Solaranlagen auf Parkplatzflächen
1Im Folgenden: Clearingstelle.
2Im Folgenden: BMWK.
3Im Folgenden: BNetzA. Die Festlegung ist abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/beschluss/6136.

4Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v.
01.02.2023 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-
Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v.
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur sofortigen Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht 04.01.2023
(BGBl. I Nr. 6), nachfolgend bezeichnet als EEG 2023. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2023/arbeitsausgabe.

2

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6136
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6136
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe


vergütungsfähig sind, die die Voraussetzungen nach § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchsta-
be d) EEG 2023 und der Festlegung der BNetzA erfüllen. Dafür könnte sprechen,
dass durch diesen Vergütungstatbestand eine spezielle Regelung für Parkplatzflächen
getroffen wurde und diese darauf hinweisen könnte, dass Solaranlagen auf Parkplatz-
flächen nur in den dort geregelten Fällen eine Vergütung nach dem EEG erhalten
sollen. Folge dieser Ansicht wäre, dass die Vergütungsfähigkeit von Solaranlagen
auf Gebäuden (u. a. Parkhäusern, Garagen oder Carports) in Frage gestellt werden
könnte.

Um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden, regt die Clearingstelle deshalb an, entweder
in § 3 EEG 2023 eine Legaldefinition der „Parkplatzflächen“ aufzunehmen oder in
der Gesetzesbegründung zu erläutern, ob neben der Vergütung von Solaranlagen
auf Parkplatzflächen auch Solaranlagen auf Carports und anderen Parkplatzüber-
dachungen als Gebäudeanlagen nach § 38c und § 48 Abs. 2 EEG 2023 vergütungsfähig
sind, soweit die Gebäudedefinition erfüllt ist.

Darüber hinaus stellt sich vor diesem Hintergrund und dem im vorliegenden
Entwurf des BMWK genannten Ziel, „weitere bereits versiegelte Flächen für PV-
Freiflächenanlagen“ zu nutzen, die Frage, welcher Anwendungsbereich für diese
Vergütungskategorie verbleibt. Abgesehen von vertikal aufgeständerten Anlagen
verbleiben nach Sicht der Clearingstelle nur Aufständerungen, die vorrangig
zur Erzeugung von Solarstrom errichtet worden sind. Hingegen erfüllt in der
Regel eine Parkplatzüberdachung die Definitionsmerkmale eines Gebäudes im
EEG-rechtlichen Sinne und unterfällt in der Folge nicht § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
Buchstabe d) EEG 2023.

2.2 Zu Abschnitt 3.2 c) – Anlagenzusammenfassung

Die Anlagenzusammenfassung von Solaranlagen erfordert seit geraumer Zeit regel-
mäßig eine für alle Beteiligten aufwändige und (rechts-)fehleranfällige Einzelfallprü-
fung5, die oftmals zu unbefriedigenden, häufig nicht vermittelbaren Ergebnissen und
für die Netzbetreiber zu erheblichen Problemen bei der Abrechnung führt. Das be-
trifft insbesondere rechtlich und wirtschaftlich vollständig voneinander unabhängige
und getrennte Vorhaben, die jedoch nach der aktuellen Gesetzeslage zwingend im-
mer dann zusammenzufassen sind, wenn sie sich auf demselben Grundstück, dem-
5Bislang hat die Clearingstelle über 50 förmliche Einzelfallverfahren zur Anlagenzusammenfassung
bei Gebäude-PV bearbeitet und eine hohe dreistellige Zahl von Anfragen dazu informell beantwor-
tet; weitere Einzelfallverfahren sind anhängig.
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selben Betriebsgelände oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe befinden. Bei-
spielsfälle hierfür sind

• Reihenhaussiedlungen auf einem Grundstück,

• Eigenheimsiedlungen in genossenschaftlichem Eigentum (z. B. Objektgenos-
senschaften, Projektträger-Genossenschaften und Baugemeinschaften) und

• gewerblich genutzte Immobilien (Einzelhandelsmärkte, Lagerhallen, u. ä.) un-
terschiedlicher Unternehmungen innerhalb eines Gewerbeparks.

Daher schlägt die Clearingstelle vor, die Vorschrift weitgehend neu zu fassen und
die bislang in § 24 Abs. 1 EEG 2023 weitgehend energieträgerübergreifend geregel-
te Anlagenzusammenfassung durch energieträgerspezifische Zusammenfassungsrege-
lungen zu ergänzen. Ziel dieser Aufteilung sollte vor allem sein, den Besonderheiten
von Solaranlagen Rechnung zu tragen.

Die Clearingstelle hält eine Zusammenfassung pro Gebäude bei Solaranlagen für
rechtssicher umsetzbar, da diese – von eher wenigen Ausnahmen abgesehen – ein-
deutig und von den Beteiligten einfach anzuwenden wäre.

Sie rät davon ab, an der Zusammenfassung auf demselben Grundstück, auf dem-
selben Betriebsgelände oder sonst in unmittelbarer räumlichen Nähe festzuhalten.
Denn einerseits wird oft in der Praxis das Flurstück mit dem Grundstück im Sinne
der Grundbuchordnung verwechselt, sodass häufig im Vorfeld eine Investitionsent-
scheidung aufgrund falscher Annahmen getroffen wird. Andererseits kann ein Be-
triebsgelände viele unterschiedliche Gebäude aufweisen, die bei unterschiedlichen
Betreibern, verschiedenen Installateuren, Modultypen und Dachaufbringungsvor-
richtungen usw. keinerlei Synergieeffekte mit sich bringen, sodass bei objektiver Be-
trachtung kein „Anlagensplitting“ vorliegt.

Speziell die Prüfung, ob eine unmittelbare räumliche Nähe von Solaranlagen unter-
einander vorliegt, ruft einen hohen Prüfungsaufwand bei der Clearingstelle hervor.

Aus Sicht der Clearingstelle berücksichtigt § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2023 die
energieträgerspezifischen Besonderheiten von Solaranlagen nicht ausreichend. Auch
wurde durch die Ausweitung der Anlagenzusammenfassung auf Betriebsgelände eine
weitere Investitionsunsicherheit für Anlagenbetreiber geschaffen und die Erschwer-
nisse der Anspruchsberechnung für Netzbetreiber ausgeweitet. Weiterhin ist frag-
lich, ob sich Anlagen auf angrenzenden Betriebsgeländen in unmittelbarer räumli-
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cher Nähe zueinander befinden können. Ungewiss ist bspw., ob hier ggf. sämtli-
che Anlagen in ganzen Industriegebieten zusammenzufassen sind, wenn die weiteren
Kriterien aus § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2023 vorliegen.

Auch § 24 Abs. 2 EEG 2023 wirft in der Praxis insbesondere hinsichtlich dessen Nr. 2
regelmäßig Fragen zur Abstandsregelung gemessen vom äußeren befestigten Rand
der Anlage auf.

Zudem ist bislang unklar, wie die Anlagenzusammenfassung für Solaranlagen auf
baulichen Anlagen, die vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie errichtet worden sind, anzuwenden ist und ob diese
lediglich untereinander oder auch mit Freiflächen- oder Gebäudeanlagen zusammen-
zufassen sind.

Zu beachten ist, dass neben der Anlagenzusammenfassung nach § 24 EEG 2023
auch die Anlagenzusammenfassung nach § 9 Abs. 3 EEG 2023 gravierende Fragen
und Probleme aufwirft. Auch diese beruhen zumeist darauf, dass die zwingende
Zusammenfassung von Solaranlagen auf demselben Grundstück häufig zu un-
zweckmäßigen Ergebnissen führt. Aus Sicht der Clearingstelle sollte jedoch bei
§ 9 Abs. 3 EEG 2023 eine Neuregelung die spezifischen Fragen der Netzsicher-
heit adressieren. Denn die Folgen eines Anlagensplittings zur Umgehung von
Einbaupflichten nach § 9 EEG 2023 sind gänzlich andere als die eines Anlagensplit-
tings zur Umgehung vergütungsbezogener Leistungsschwellen (wie bspw. in § 48
Abs. 2 EEG 2023).

Nach unseren ersten und vorläufigen Überlegungen könnte es sich hier ggf. anbie-
ten, auf die Einspeiseleistung (in kVA) aller Anlagen, die über denselben Netzver-
knüpfungspunkt ans Netz angebunden sind, abzustellen, da dies aus Netzsicht die
letztlich maßgebliche Größe sein dürfte (und nicht die Summe der Modulleistungen
in kWp).

2.3 Zu Abschnitt 3.2 c) – Nichtwohngebäude im Außenbereich

Die Clearingstelle begrüßt den Vorschlag, Gebäude im Außenbereich für die Dach-
vergütung zuzulassen, indem der Stichtag in § 48 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2023 auf
den 1. Januar 2023 geändert wird. Denn die aktuelle Regelung führt zu erheblicher
Rechtsunsicherheit. Für Nichtwohngebäude, die in den letzten 10 Jahren gebaut
wurden und bei denen es sich objektiv nicht um „Solarstadl“ handelt, wird nach den
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Erfahrungen der Clearingstelle bei Umsetzung des Vorschlags eine praxistaugliche
Regelung unter Wahrung des gesetzgeberischen Regelungsintention geschaffen.

Die Clearingstelle weist darauf hin, dass § 48 Abs. 3 EEG 2023 in seiner aktuellen
Fassung vorsieht, dass Solaranlagen auf Nichtwohngebäuden im Außenbereich nur
unter sehr engen Voraussetzungen die Vergütung erhalten, die normalerweise bei
Gebäudeanlagen gesetzlich vorgesehen ist. Dies sollte 2012, als die Sonderregelung
eingeführt wurde, die Errichtung von „Solarstadln“ verhindern. Nach den Erfahrun-
gen der Clearingstelle ist die bestehende Regelung des § 48 Abs. 3 EEG 2023 praxis-
fern, da hierdurch viele PV-Projekte verhindert werden, bei denen es sich objektiv
nicht um „Solarstadl“ handelt. Dies gilt bspw. für landwirtschaftliche Maschinenhal-
len, aber auch für Sportanlagen. Durch die vorgeschlagene Änderung des Stichtags
auf den 1. Januar 2023 könnten die Nichtwohngebäude im Außenbereich, die in
den letzten Jahren gebaut wurden und auf denen aufgrund der Sonderregelung seit
2012 keine Solaranlagen errichtet wurden, als zusätzliches Potential erschlossen wer-
den. Da diese Gebäude errichtet wurden, obwohl keine PV-Anlage darauf installiert
werden konnte, handelt es sich hier offenkundig nicht um Alibi-Gebäude zur miss-
bräuchlichen Erlangung der erhöhten Vergütung für Gebäude-PV-Anlagen. Ebenso
wird mit der vorgeschlagenen Änderung des Stichtags der gesetzgeberisch intendierte
Zweck weiterhin erreicht werden, denn die missbräuchliche Errichtung von Alibi-
Gebäuden im Außenbereich wäre auch weiterhin praktisch ausgeschlossen.

2.4 Zu Abschnitt 3.2 c) – Bürokratieabbau beim Parallelbetrieb
von zwei Anlagen auf einem Dach

Die Clearingstelle begrüßt den Vorschlag, die Melde- und Mitteilungserfordernisse
bei § 48 Abs. 2a Satz 1 EEG 2023 zu vereinfachen, da hier nach den Erfahrungen der
Clearingstelle Rechtsunsicherheit besteht.

Insbesondere wurde an die Clearingstelle die Frage gerichtet, ob bei einem Parallel-
betrieb von zwei Anlagen auf einem Dach als zum einen Volleinspeiseanlage und
zum anderen als Teileinspeise-/Teileigenverbrauchsanlage zwei Registrierungen im
Marktstammdatenregister der BNetzA erforderlich sind, da jeweils unterschiedliche
Vergütungstatbestände gegeben sind.
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Die Clearingstelle geht nach erster vorläufiger Einschätzung davon aus, dass bei Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 MaStRV6 eine Registrierung aus-
reicht und regt an, dies klarzustellen.

2.5 Zu Abschnitt 3.2 c) – Wechselrichterverbräuche von Vollein-
speiseanlagen mit eigenständiger Netzverknüpfung bürokra-
tiearm abrechnen

Die Clearingstelle begrüßt den Vorschlag, Wechselrichterverbräuche von Vollein-
speiseanlagen mit eigenständiger Netzverknüpfung bürokratiearm abzurechnen.

Die Erfahrungen der Clearingstelle zeigen, dass die Erfassung und Abrechnung der
geringfügigen Stand-by-Verbräuche der Wechselrichter zu einem unverhältnismäßig
hohen Aufwand führt. Da für derartige Verbräuche nach aktueller Rechtslage ent-
weder ein Grundversorgungsvertrag entsteht oder ein Sonderkundenvertrag abzu-
schließen ist, resultiert der unverhältnismäßige Aufwand für die Anlagenbetreiber
v. a. aus dem monatlich zu entrichtenden Grundpreis, der sich in der Regel auf einen
niedrigen dreistelligen Betrag pro Jahr summiert.

Die meisten netzgekoppelten Solaranlagen haben durch den Stand-by-Verbrauch
der Wechselrichter einen geringfügigen Bezugsstromverbrauch: Bei Wechselrichtern
für PV-Installationen bis zu 30 kWp installierter Leistung wird der Eigenverbrauch
(Stand-by) in den technischen Datenblättern in der Regel mit 1 Watt angegeben.
Daraus ergibt sich bei einem Stand-by-Verbrauch über 12 Stunden pro Tag ein
Strombezug im Jahr von 4,4 kWh; da viele Wechselrichter über eine Nachtabschal-
tung verfügen, liegt der tatsächliche Stand-by-Verbrauch meist niedriger.

Bei Volleinspeisungsanlagen i. S. v. § 48 Abs. 2a EEG 2023 bzw. § 100 Abs. 14
Satz 3 EEG 20217 kann dieser Verbrauch bilanziell nur direkt aus dem Netz und
6Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. I S. 842), die zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237) geändert worden ist. Abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mastrv. § 5 Abs. 1 Satz 2 MaStRV lautet: „Einheiten von So-
laranlagen, die von demselben Betreiber am selben Standort gleichzeitig in Betrieb genommen wer-
den, sind summarisch als eine Einheit zu registrieren.“

7Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v.
29.07.2022 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbaren-
Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v.
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zu Sofortmaßnahmen
für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Strom-
sektor vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1237), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arebitsausgabe der
Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.
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nicht aus der „Kundenanlage“ bezogen werden.

Bei einer 10-kWp-Anlage mit Südausrichtung und optimaler Neigung kann
bei einem spezifischen jährlichen Ertrag von 1 000 kWh/kWp eine Vergütung von
ca. 1 300 Euro erwirtschaftet werden.8 Nach Abzug von insbesondere Finanzierungs-
kosten, Messentgelt, Wartungsaufwand, ggf. Einkommenssteuer und Versicherung
verbleibt ein Reinertrag von ca. 700 Euro/Jahr. Ein Abzug von 100 Euro/Jahr für
die Messung und Abrechnung des Bezugsstroms würde folglich die Wirtschaftlich-
keit spürbar verschlechtern und dementsprechend die Amortisationszeit9 deutlich
verlängern.

Hinzu kommt, dass nach den Erfahrungen der Clearingstelle ein Versorgungsver-
trag, bei dem die Gesamtkosten je Kilowattstunde sich auf mehrere Euro belaufen,
auf Akzeptanzprobleme stößt, welche sich insgesamt auf die Akzeptanz der Ener-
giewende negativ auswirken könnten.

Dies wirft die Frage auf, auf welche Weise dieser geringfügige Bezugsstromverbrauch
betriebs- und volkswirtschaftlich sinnvoll erfasst und abgerechnet werden kann. Die
Frage der (messtechnischen) Erfassung und die Frage der energiewirtschaftlichen Ab-
rechnung (und Bilanzierung) sind dabei getrennt voneinander zu betrachten:

Messtechnische Erfassung: Die in der Vergangenheit teilweise praktizierte Lösung, den
Bezugsstrom durch einen nicht-rücklaufgesperrten Zähler zu verrechnen, indem die
bezogenen kWh mittels rückwärtslaufendem Zähler von den zu vergütenden Ein-
speisestrommengen abgezogen wurden, ist nicht (mehr) möglich, da einer solchen
„Saldierung“ die Regelung des § 4 Abs. 3 StromNZV10 entgegensteht, wonach be-
zogene und eingespeiste Kilowattstunden getrennt zu bilanzieren sind. Sofern der
Erzeugungs- (bzw. Einspeisezähler) als Zweirichtungszähler ausgeführt ist, ist die
8Dem liegt ein Vergütungssatz von 8,6+4,8-0,4=13 Ct/kWh gemäß § 100 Abs. 14 EEG 2021 und § 53
Abs. 1 Nr. 2 EEG 2021 bzw. § 48 Abs. 2 und 2a sowie § 53 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2023 nach dem Gesetz
zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren
Maßnahmen im Stromsektor vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1237) zugrunde. Das Gesetz ist abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/6439.

9Die Systemkosten bei einer 10-kWp-Anlage liegen aktuell bei ca. 1 300-1 400 Euro/kWp, vgl.
https://www.solaranlagen- portal.com/photovoltaik/kosten.

10Verordnung über den Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen (Stromnetzzugangsverordnung -
StromNZV) v. 25.07.2005 (BGBl. I S. 2243), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur Umset-
zung unionsrechtlicher Vorgaben und zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energiewirtschafts-
recht v. 16.07.2021 (BGBl. I S. 3026).
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messtechnische Erfassung des Anlagenbezugsstroms der Volleinspeisungsanlage re-
gelmäßig sichergestellt.11

Abrechnung: Sowohl eine kWh-genaue Abrechnung als auch eine pauschale Abrech-
nung führen derzeit bei PV-Anlagen mit einer Leistung von bis zu 30 kWp nicht zu
volkswirtschaftlich befriedigenden Lösungen.

Anlagenbetreiber können für den Bezugsstromverbrauch einen „normalen“ Lie-
fervertrag (Sonderkundenvertrag) mit einem Energieversorgungsunternehmen
schließen. Je nach Vertragskonditionen kann dies aufgrund des monatlichen Grund-
preises zu jährlichen Kosten von 100 Euro und mehr für den Bezug von wenigen
kWh führen. Gleiches gilt, wenn Anlagenbetreiber keinen Liefervertrag abschließen
und aufgrund des faktischen Strombezugs ein Grundversorgungsverhältnis zustande
kommt.

Die StromGVV12 sieht in § 12 Abs. 3 für den Fall der faktischen Stromentnahme vor,
dass eine „pauschale zeitanteilige Abrechnung zulässig“ ist. Aber auch bei einer pau-
schalen Abrechnung tritt im Zweifel das Problem auf, dass gleichwohl für den Lie-
fervertrag das insgesamt zu entrichtende Entgelt in keinem angemessenen Verhältnis
zur verbrauchten Bezugsstrommenge steht, sofern die Grundkosten in diesen Fäl-
len nicht deutlich (gesetzlich) heruntergesetzt werden. Auch ist fraglich, ob Grund-
versorger die Strommengen tatsächlich auf Grundlage des § 12 Abs. 3 StromGVV
pauschal abrechnen können, da diese Möglichkeit vom Verordnungsgeber für Fälle
vorgesehen wurde, in denen Strom entnommen wird und dem Grundversorger der
Ausgangszählerstand nicht bekannt ist.

Als Lösung käme zum einen die Schaffung eines pauschalen Abrechnungstarifs
mit einer gesetzlich festgelegte Preisobergrenze für volleinspeisende Anlagen bis zu
30 kWp in der Grundversorgung in Betracht. Insofern könnte der Verbrauch durch
den Grundversorger geschätzt werden. Zur Festlegung eines solchen Tarifs und der
damit einhergehenden Preisobergrenze bedürfte es zunächst einer Untersuchung
der tatsächlichen Kosten, die den Grundversorgern mit der Abwicklung der Tarif-
11In der Empfehlung 2022/15-IX v. 22.02.2023, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-

kwkg.de/empfv/2022/15-IX hat die Clearingstelle nunmehr festgestellt, dass für einen als moderne
Messeinrichtung i. S. d. EEG ausgeführten Zweirichtungszähler ein Entgelt maximal i. H. v. einmal
der Preisobergrenze erhoben werden darf (derzeit 20 Euro/Jahr).

12Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung v. Haushaltskunden und die
Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverord-
nung – StromVV) v. 26.10.2006 (BGBl. I S. 2391), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur
Einführung einer Strompreisbremse und zur Änderung weiterer energierechtlicher Bestimmungen
v. 20.12.2022 (BGBl. I S. 2512).
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option entstehen. Die Einführung eines solchen Tarifs würde bereits eine deutliche
Verbesserung bewirken, eine Senkung der Transaktions- und Abwicklungskosten
würde jedoch nach erster Einschätzung der Clearingstelle nicht in gleichem Maße
eintreten wie bei der nachfolgend genannten Lösungsoption.

Für den Anwendungsfall „Wechselrichterverbräuche von volleinspeisenden So-
laranlagen bis zu 30 kWp“ käme auch eine Bereichsausnahme von dem in § 2
Abs. 2 StromGVV geregelten Grundsatz des Zustandekommens eines Grundversor-
gungsvertrages durch die tatsächliche Stromentnahme aus dem Netz in Betracht.
Stattdessen könnten die Verbräuche von den örtlichen Netzbetreibern geschätzt und
als Netzverluste deklariert sowie bilanziert werden, und ebenso – wie die sonstigen
Netzverluste – bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz gebracht werden.
Sofern ohnehin eine in zwei Richtungen zählende Messeinrichtung vorhanden
ist, kann wahlweise auch dieser Wert herangezogen werden. Zwar entstehen die
Verbräuche nicht — wie die sonstigen Netzverluste -– im Netz, jedoch würde mit
einer solchen Regelung und einer entsprechenden Deklaration der Verbräuche als
Netzverluste sowohl der Messaufwandanders als bisher nicht mehr Grundversorger,
Messstellen-, Anlagen- und Netzbetreiber, sondern nur noch der Netzbetreiber in
die Abwicklung involviert wäre. Auf die Netzentgelthöhe dürfte diese Lösungs-
option keine nennenswerten Auswirkungen haben, da selbst in Netzgebieten mit
überdurchschnittlich vielen volleinspeisenden Solaranlagen die durch die Wechsel-
richter verbrauchten Strommengen in Summe überschaubar bis vernachlässigbar
sind.

2.6 Zu Abschnitt 3.3 c) – Mieterstrom und gemeinschaftliche Ge-
bäudeversorgung vereinfachen

Die Clearingstelle begrüßt den Vorschlag, Mieterstrom und gemeinschaftliche Ge-
bäudeversorgung zu vereinfachen, denn den Erfahrungen der Clearingstelle nach
werden aufgrund der Komplexität u. a. des geförderten PV-Mieterstroms Projekte
potentiell nicht umgesetzt oder die Komplexität führt potentiell zu Streitigkeiten.

Insbesondere begrüßt die Clearingstelle, die Beschränkung in § 21 Abs. 3 EEG 2023
auf eine zumindest anteilige Wohnnutzung der Gebäude aufzuheben und somit auch
Mieterstrom in reinen Gewerbegebäuden zu ermöglichen, da die diesbezügliche Ab-
grenzung nach den Erfahrungen der Clearingstelle zu Konflikten geführt hat.
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2.7 Zu Abschnitt 3.5 c) – Duldungspflicht für Anschlussleitun-
gen von Freiflächenanlagen

Die Clearingstelle regt an, eine Duldungspflicht an zwei akzeptanzfördernde Vor-
aussetzungen zu knüpfen: Zum einen sollte dem Grundstückseigentümer das Recht
eingeräumt werden, die genaue Lage der Leitungen auf seinem Grundstück zu be-
stimmen (und nicht nur im Nachhinein eine Verlegung verlangen zu dürfen); dies
würde es dem Grundstückseigentümer ermöglichen, die Lage der Leitung mit später
von ihm geplanten Nutzungen zu harmonisieren und die von der Leitungsverlegung
ausgehende Beeinträchtigung seines Grundstücks zu vermindern.

Zum anderen rät die Clearingstelle, bei Streitigkeiten über das Bestehen und den
Umfang einer Duldungspflicht Instrumente der außergerichtlichen Streitbeilegung
vorzusehen und diese ggf. in Anlehnung an § 15a EGZPO13 zur Zulässigkeitsvoraus-
setzung für Gerichtsverfahren zu machen. Andernfalls könnte ein vermehrtes Auf-
treten von Streitigkeiten und Gerichtsverfahren in Bezug auf die Duldungspflicht
möglicherweise die Akzeptanz der Energiewende gefährden.

2.8 Zu Abschnitt 3.6 b) – Finanzielle Beteiligung

Die Clearingstelle weist darauf hin, dass die Einführung der neuen Privilegierungs-
tatbestände in § 35 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b) BauGB14 i. V. m. § 37 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe c) bzw. § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 EEG 2023 im Kontext von § 6 EEG 2023 (finan-
zielle Beteiligung von Kommunen am Ausbau) neue Fragen aufwirft.

Denn § 6 Abs. 3 EEG 2023 stellt einerseits für die zulässige finanzielle Beteiligung
der Kommune darauf ab, wo sich die Freiflächenanlage befindet, nämlich im
Gemeindegebiet und dies kann grundsätzlich auch auf Freiflächenanlagen nach
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b) BauGB zutreffen. Andererseits legt § 6 Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 EEG 2023 fest:

„Vereinbarungen über Zuwendungen nach diesem Paragrafen . . . dürfen
bereits geschlossen werden . . . vor der Genehmigung der Freiflächenan-

13Gesetz betreffend die Einführung der Zivilproßessordnung, Gesetz v. 30.01.1877 (RGBl. I S. 244),
zuletzt geändert durch Gesetz v. 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) m. W. v. 01.12.2021.

14Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung v. 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert
durch Gesetz v. 04.01.2023 (BGBl. I S. 6) m. W. v. 01.02.2023. Nachfolgend bezeichnet als BauGB.
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lage, jedoch nicht vor dem Beschluss des Bebauungsplans für die Fläche
zur Errichtung der Freiflächenanlage.“15

Diese Formulierung schließt eine Lesart zumindest nicht aus, wonach der Beschluss
des Bebauungsplans notwendige Voraussetzung für den Abschluss einer Vereinba-
rung nach § 6 EEG 2023 ist. Um die hiermit einhergehenden insbesondere straf-
rechtlichen Haftungsrisiken zu vermeiden, regt die Clearingstelle an, gesetzlich klar-
zustellen, dass auch bei Freiflächenanlagen, die innerhalb des 200-m-Korridors ohne
Bebauungsplan errichtet werden, eine Vereinbarung nach § 6 EEG 2023 geschlos-
sen werden kann. Bejahendenfalls regt die Clearingstelle ferner an, für diese Fälle
klarzustellen, ab welchem Zeitpunkt die Vereinbarung nach § 6 Abs. 4 EEG 2023
frühestens geschlossen werden darf.

Da die Kommune bei diesen privilegierten Projekten allein über § 36 BauGB an
dem Verfahren beteiligt wird und noch dazu ihr Einvernehmen zum Bauantrag un-
ter gewissen Voraussetzungen zu erteilen hat bzw. dieses von den Baubehörde bei
rechtswidriger Untersagung oder Fristablauf ersetzt werden kann, gibt es keine er-
kennbare größere Gefahr z. B. der Bestechung/Bestechlichkeit bei diesen privilegier-
ten Projekten als in den bislang in § 6 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2023 ausdrücklich
genannten Fällen mit Beteiligung der Kommune im Rahmen des Bauleitverfahrens.
Eine Anwendung von § 6 EEG 2023 auf nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) BauGB
privilegierte Projekte wäre außerdem innerhalb der Kommune akzeptanzfördernd.

Mandy Werle Dr. Martin Winkler
– Mitglied – – wissenschaftlicher Leiter –

15Auslassungen nicht im Original.
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